
 

Rechtsgrundlagen 

Verfassungs- und Unionsrechtliche Grundlagen im Bereich des 

Religionsrechts 

Staatsgrundgesetz über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger 
(gilt gemäß Art. 149 Abs. 1 B-VG als Verfassungsgesetz iSd Art. 44 Abs. 1 B-VG)  

Artikel 14. 

[1] Die volle Glaubens- und Gewissensfreiheit ist Jedermann gewährleistet. 

[2] Der Genuß der bürgerlichen und politischen Rechte ist von dem 

Religionsbekenntnisse unabhängig; doch darf den staatsbürgerlichen Pflichten 

durch das Religionsbekenntniß kein Abbruch geschehen. 

[3] Niemand kann zu einer kirchlichen Handlung oder zur Theilnahme an einer 

kirchlichen Feierlichkeit gezwungen werden, in sofern er nicht der nach dem 

Gesetze hiezu berechtigten Gewalt eines Anderen untersteht. 

Artikel 15. 

Jede gesetzlich anerkannte Kirche und Religionsgesellschaft hat das Recht der 

gemeinsamen öffentlichen Religionsübung, ordnet und verwaltet ihre inneren 

Angelegenheiten selbständig, bleibt im Besitze und Genusse ihrer für Cultus-, 

Unterrichts- und Wohlthätigkeitszwecke bestimmten Anstalten, Stiftungen und 

Fonde, ist aber, wie jede Gesellschaft, den allgemeinen Staatsgesetzen 

unterworfen. 
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Staatsvertrag von Staint-Germain 
(Abschnitt V. Art. 62 bis 69 gilt gemäß Art. 149 Abs. 1 B-VG als Verfassungsgesetz iSd Art. 

44 Abs. 1 B-VG). 

Artikel 63. 

[1] Österreich verpflichtet sich, allen Einwohnern Österreichs ohne Unterschied 

der Geburt, Staatsangehörigkeit, Sprache, Rasse oder Religion vollen und ganzen 

Schutz von Leben und Freiheit zu gewähren. 

[2] Alle Einwohner Österreichs haben das Recht, öffentlich oder privat jede Art 

Glauben, Religion oder Bekenntnis frei zu üben, sofern deren Übung nicht mit der 

öffentlichen Ordnung oder mit den guten Sitten unvereinbar ist. 

Europäische Menschenrechtskonvention  
(die EMRK steht gemäß Art. II Z 7 B-VGNov 1964 im Verfassungsrang (BGBl. 59/1964)) 

Artikel 9 – Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit 

(1) Jedermann hat Anspruch auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit; 

dieses Recht umfaßt die Freiheit des einzelnen zum Wechsel der Religion oder der 

Weltanschauung sowie die Freiheit, seine Religion oder Weltanschauung einzeln 

oder in Gemeinschaft mit anderen öffentlich oder privat, durch Gottesdienst, 

Unterricht, Andachten und Beachtung religiöser Gebräuche auszuüben. 

(2) Die Religions- und Bekenntnisfreiheit darf nicht Gegenstand anderer als vom 

Gesetz vorgesehener Beschränkungen sein, die in einer demokratischen 

Gesellschaft notwendige Maßnahmen im Interesse der öffentlichen Sicherheit, 

der öffentlichen Ordnung, Gesundheit und Moral oder für den Schutz der Rechte 

und Freiheiten anderer sind. 
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Charta der Grundrechte der Europäischen Union 

Artikel 10 – Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit 

(1) Jede Person hat das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit. 

Dieses Recht umfasst die Freiheit, seine Religion oder Weltanschauung zu 

wechseln, und die Freiheit, seine Religion oder Weltanschauung einzeln oder 

gemeinsam mit anderen öffentlich oder privat durch Gottesdienst, Unterricht, 

Bräuche und Riten zu bekennen.  

(2) Das Recht auf Wehrdienstverweigerung aus Gewissensgründen wird nach den 

einzelstaatlichen Gesetzen anerkannt, welche die Ausübung dieses Rechts regeln. 

Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union  

Artikel 17 

(1) Die Union achtet den Status, den Kirchen und religiöse Vereinigungen oder 

Gemeinschaften in den Mitgliedstaaten nach deren Rechtsvorschriften genießen, 

und beeinträchtigt ihn nicht. 

(2) Die Union achtet in gleicher Weise den Status, den weltanschauliche 

Gemeinschaften nach den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften genießen. 

(3) Die Union pflegt mit diesen Kirchen und Gemeinschaften in Anerkennung ihrer 

Identität und ihres besonderen Beitrags einen offenen, transparenten und 

regelmäßigen Dialog. 
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